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Cher Sehr geehrter Herr Bundesrat Rösti, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV) begrüsst die Gelegenheit, Stellung 

zu nehmen, und äussert sich nachfolgend zu den Punkten, die ihr am wichtigsten erscheinen. Das Fehlen 

einer Stellungnahme zu einem Punkt ist nicht als Zustimmung zu verstehen. 

 

Die SAJV, als Dachorganisation von 59 Jugendorganisationen und Sprachrohr der Jugend, setzt sich 

gemeinsam mit ihren Mitgliedsorganisationen für Chancengleichheit, Partizipation und 

Selbstbestimmung von Kindern und Jugendlichen in allen Lebensbereichen ein. Ein Schwerpunkt der 

SAJV ist die gesellschaftliche Teilhabe von Kindern und Jugendlichen und damit die Stärkung der 

Zivilgesellschaft. Wir setzen uns gemeinsam mit unseren Mitgliedsorganisationen für die Stärkung der 

Freiwilligenarbeit und die Schaffung angemessener Partizipationsmöglichkeiten für die verschiedenen 

Altersgruppen und Bedürfnisse von Jugendlichen ein. 

 

 

Kernbotschaften der SAJV 

 

Die SAJV begrüsst zwar die Absicht, der Schweizer Bevölkerung mit der Umsetzung des KomPG mehr 

Transparenz und Rechte gegenüber Suchmaschinen und Kommunikationsplattformen zu gewähren, 

bemängelt jedoch die ungenügende Adressierung des Kinder- und Jugendschutzes durch die KomPG 

Vorlage.  

Unsere Einschätzung stützt sich dabei auf die fachliche Expertise von Kinderschutz Schweiz und Pro 

Juventute, zwei langjährigen und anerkannten Partnerorganisationen im Bereich des Kinder- und 

Jugendschutzes. Deren Analysen und Positionen zeigen deutlich, dass die vorliegende Regulierung den 

spezifischen Risiken für Minderjährige im digitalen Raum bislang nicht gerecht wird. Für Kinder und 
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Jugendliche besonders relevante Gefährdungen wie Cybermobbing, Cybergrooming, Sextortion, Fake 

News, Desinformation, (kinder-) pornografische Darstellungen oder suchtfördernde algorithmische 

Designs werden hingegen praktisch nicht berücksichtigt. Damit verkennt der Bundesrat, dass die 

negativen Auswirkungen digitaler Plattformen auf Kinder und Jugendliche und auf die Gesellschaft als 

Ganzes nicht nur durch Hassrede entstehen, sondern durch eine Vielzahl struktureller und inhaltlicher 

Risiken. Die Vorlage muss neben dem Schutz der Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 16 BV) 

insbesondere das Recht von Kindern und Jugendlichen auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit (Art. 

11 BV) und das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit (Art. 10 BV) schützen.  

 

Die SAJV fordert deshalb, dass der Vorentwurf erweitert wird, in Ziel und Zweck explizit auch den Schutz 

von Kindern und Jugendlichen adressiert und Plattformen und Suchmaschinen zu spezifischen 

Massnahmen verpflichtet. Minderjährige müssen mindestens so gut geschützt werden vor Gefahren im 

Netz (bspw. digitaler sexualisierter Gewalt, Cybermobbing und Hassrede), wie sie es in der EU bereits 

sind.  

Die SAJV fordert, dass das KomPG über allgemeine Transparenz- und Verfahrenspflichten hinausgeht 

und den Kinder- und Jugendschutz als eigenständiges Ziel ausdrücklich verankert. Eine 

zukunftsgerichtete Regulierung muss sich auf die drei Pfeiler Schutz, Transparenz und Verantwortung 

stützen und Plattformbetreiber zu konkreten Massnahmen verpflichten, einschliesslich einer 

angemessenen finanziellen Beteiligung an Präventions- und Schutzmassnahmen an ihren negativen 

Auswirkungen auf die Gesellschaft sowie einem Verbot kommerzieller personalisierter Werbung für 

Minderjährige. Der europäische Digital Services Act (DSA) zeigt, dass eine solche Regulierung möglich 

ist. Die Schweiz sollte diesen Standard übernehmen und nicht hinter internationale Entwicklungen 

zurückfallen. Ansonsten führt dies dazu, dass Kinder und Jugendliche in der Schweiz schlechter geschützt 

sind als junge Menschen in der EU, was die SAJV aus kinderrechtlicher Sicht entschieden ablehnt. 

 

 

Vorschläge der SAJV 

 

Die Vorlage legt den Fokus bislang primär auf Rechte, Transparenz und Verfahrenspflichten. Für einen 

modernen und zukunftsgerichteten Ansatz ist es jedoch zentral, dass der Gesetzeszweck auch den 

Schutz vor schädlichen Inhalten, manipulativen Algorithmen oder den Auswirkungen problematischer 

Geschäftsmodellen umfasst. Dies betrifft nicht nur Kinder und Jugendliche, sondern auch weitere 

vulnerable Bevölkerungsgruppen, die besonders stark vor negativen Auswirkungen digitaler 

Kommunikationsplattformen wie digitaler Gewalt, Fake News, Hassrede oder Desinformation betroffen 

sein können. Dazu zählen beispielsweise Menschen mit Migrationsbiografie, religiöse Minderheiten, 

Frauen oder queere Personen. 

Aus kinderrechtlicher Perspektive bestehen deshalb auch positive Schutzpflichten des Staates: Dieser 

muss nicht nur gewährleisten, dass Nutzer*innen ihre Rechte wie die Meinungsfreiheit entfalten 

können, sondern er muss auch Rahmenbedingungen schaffen, die sie aktiv vor Beeinträchtigungen ihrer 
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Grundrechte schützen. Digitale Risiken können verschiedene Grundrechte beeinträchtigen, etwa Schutz 

der Persönlichkeit, Recht auf Bildung oder Recht auf Privatsphäre. Die SAJV schlägt aufgrund dieser 

Überlegungen diese Änderung vor, um die positiven Schutzpflichten besser zu abzubilden.  

 
Aus diesem Grund unterbreitet die SAJV konkrete Vorschläge, um diese Problematik zu beheben. Die 
von der SAJV vorgeschlagenen Änderungen sind in Kursivschrift hervorgehoben: 
 
 
Artikel 1 Zweck 

Die SAJV schlägt folgende Anpassung vor: 

«Dieses Gesetz bezweckt, die Rechte der Nutzerinnen und Nutzer von Kommunikationsplattformen und 

Suchmaschinen zu stärken, die Transparenz bezüglich deren Funktionsweise und deren Risiken zu 

fördern, und zu einem sicheren Online-Umfeld beizutragen, in welchem die Grundrechte aller 

Nutzerinnen und Nutzer geschützt werden. Dem besonderen Schutzbedarf minderjähriger 

Nutzerinnen und Nutzer wird ausdrücklich Rechnung getragen.» 

 

 

Artikel 2 Geltungsbereich 

Die SAJV begrüsst, dass der Geltungsbereich unabhängig ist vom Sitz des Anbieters.  

Die SAJV fordert zudem, dass die Bedingungen nach Buchstabe a Ziffer 2 gestrichen werden. Mit einer 

Beschränkung aller gesetzlichen Massnahmen auf Anbieterinnen, die von mindestens 10% der 

Bevölkerung genutzt werden, fällt die Schweiz hinter die Regulierung derselben im europäischen 

Kontext zurück. Grundsätzlich wird der digitale Raum für Kinder und Jugendliche nur sicher, wenn alle 

Plattformen reguliert werden. Ausnahmen können allenfalls für sehr wenig genutzte Plattformen 

gemacht werden. Die SAJV schlägt vor, die Formulierung aus dem Entwurf der Pa.Iv. Mahaim 25.439 wie 

folgt zu übernehmen:  

 

«Art. 2. Lit.a, Abs 2 (neu):  

Digitale Plattformen, die von wenigen Nutzern genutzt werden, können vom Geltungsbereich  

dieses Gesetzes ausgenommen werden. Der Bundesrat legt diese Schwelle unter Berücksichtigung der 

Ziele dieses Gesetzes fest.» 

 

 

Artikel 4 Meldeverfahren 

Absatz 1: 

Die SAJV begrüsst die Einführung eines niederschwelligen Meldeverfahrens für mutmasslich 

rechtswidrige Inhalte auf Kommunikationsplattformen. Ein solches Verfahren stärkt die 

Handlungsmöglichkeiten der Nutzer:innen, erleichtert das Vorgehen gegen problematische Inhalte und 

trägt zur Vertrauensbildung gegenüber den Plattformen bei. Positiv hervorzuheben ist zudem, dass Art. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250439
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4 Absatz 2 E-KomPG die freiwillige Angabe der Identität vorsieht und damit auch anonyme Meldungen 

ermöglicht, was die Hemmschwelle zur Nutzung des Meldeverfahrens senkt. 

 

Kritisch zu beurteilen ist hingegen die in Absatz 1 vorgesehene Beschränkung des Meldeverfahrens auf 

Tatbestände der mutmasslich strafrechtlich relevanten Hassrede. Diese Einschränkung greift zu kurz, da 

zahlreiche Inhalte, die für Kinder, Jugendliche und andere vulnerable Gruppen besonders schädlich sind, 

in der abschliessenden Aufzählung in Absatz 1 nicht erfasst werden. Dazu zählen insbesondere 

Cybermobbing, Cybergrooming, Sextortion, pornografische Inhalte mit Minderjährigen sowie Fake 

News und Desinformation. Solche Inhalte können erhebliche psychische, soziale und gesellschaftliche 

Schäden verursachen, die Entwicklung und Resilienz junger Menschen beeinträchtigen und ihre 

Grundrechte gefährden. Der vorgesehene Straftatenkatalog erscheint daher weder abschliessend noch 

überzeugend, zumal zentrale Delikte zum Schutz von Minderjährigen fehlen.   

  

Aus Sicht der SAJV ist das Meldeverfahren deshalb analog zum DSA der EU auf alle mutmasslich 

rechtswidrigen Inhalte auszuweiten. Insbesondere sind Straftatbestände wie verbotene Pornografie 

(Art. 197 StGB), sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 187 StGB), Identitätsmissbrauch (Art. 

179 decies StGB), das unbefugte Weiterleiten nicht öffentlicher sexueller Inhalte (Art. 197a StGB), 

sexuelle Belästigung (Art. 198 StGB) sowie Stalking (Art. 181b StGB) ausdrücklich in den Gesetzesentwurf 

aufzunehmen. Darüber hinaus müssen auch nicht zwingend strafbare, aber für Minderjährige besonders 

schädliche Inhalte und Phänomene wie Cybermobbing und Cybergrooming (wo das Parlament bereits 

entsprechende Straftatbestände erarbeitet), Sextortion sowie Fake News und Desinformation vom 

Meldeverfahren erfasst werden.   

 

Der Vergleich mit dem DSA zeigt, wie ein umfassendes und kohärentes Meldeverfahren ausgestaltet 

werden kann. Dort werden unterschiedliche Arten rechtswidriger Inhalte abgedeckt, darunter 

terroristische Inhalte, sexualisierte Gewalt gegen Minderjährige, Menschenhandel, 

Urheberrechtsverletzungen sowie S. 5 Verstösse gegen Verbraucher-, Gesundheits- oder 

Sicherheitsvorschriften. Es ist daher zentral, dass auch das schweizerische Meldeverfahren über den 

engen Fokus auf Hassrede hinausgeht und weitere, teilweise bereits nach geltendem Schweizer 

Strafrecht strafbare, Gefährdungen einbezieht, um einen wirksamen und umfassenden Schutz von 

Kindern, Jugendlichen und anderen besonders vulnerablen Personen sicherzustellen. Damit 

das KomPG der Weiterentwicklung des Strafrechts Rechnung tragen kann, könnte der Bundesrat 

beispielsweise die Kompetenz erhalten, die Deliktsliste für das Meldeverfahren per Verordnung zu 

regeln.  

 

Ergänzung zur Förderung der Risikokompetenz: 

Die Anbieterinnen von Kommunikationsplattformen müssen sicherstellen, dass Nutzer*innen, 

insbesondere Minderjährige, nicht nur in der Lage sind, mutmaßlich rechtswidrige Inhalte zu melden, 

sondern auch über die Risiken im digitalen Raum aufgeklärt werden. Dies umfasst die Förderung von 
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Risikokompetenz, damit Jugendliche potenziell schädliche oder manipulative Inhalte erkennen und 

entsprechend handeln können. Zu diesem Zweck sollten Anbieterinnen in ihre Plattformen 

Informationsangebote und Hilfestellungen integrieren, die die Nutzer*innen über die Gefährdungen im 

Netz und den Umgang mit solchen Inhalten sensibilisieren.  

 

 

Absatz 2:  

Die SAJV begrüsst, dass anonyme Meldungen möglich sind.  

 

 

Artikel 5 Bearbeitung der Meldungen und Mitteilungspflicht gegenüber meldenden Nutzerinnen und 

Nutzern 

Die SAJV fordert, dass Art. 5 VE-KomPG ergänzt wird, indem Anbieterinnen verpflichtet werden,   

- die Konten von Nutzer*innen zu sperren, die Hassrede verbreiten, sexuelle Belästigung oder 
andere Verstösse gegen die psychische und sexuelle Integrität von Kindern und Jugendlichen 
vornehmen; 

- mutmasslich strafbare Inhalte innerhalb von 24 Stunden zu sperren; 
- Verdachtsfälle, die die Integrität eines Kindes gefährden, unverzüglich den 

Strafverfolgungsbehörden zu melden; 
- auf Anordnung der Behörden bei der Löschung illegaler Inhalte zu kooperieren; 
- bei pädokriminellen Inhalten mit spezialisierten Stellen wie clickandstop.ch 

zusammenzuarbeiten, um die weltweite Verbreitung zu stoppen; 
- das Meldeverfahren auch für illegale Inhalte nach Art. 197 StGB einzurichten; 
- keine eigene Triage pädokrimineller Inhalte durchzuführen; 

 
Bei der Verpflichtung der Anbieterinnen zur Zusammenarbeit mit Meldestellen sollen erfolgreiche 
internationale Modelle (z.B. CyberTipline des NCMEC, Stopline Österreich, INHOPE) der Schweiz als 
Vorbild dienen. 
 
Die SAJV schlägt dementsprechend folgende Anpassung des Art. 5 vor: 

1 «(neu) Anbieterinnen von Kommunikationsplattformen müssen Inhalte, von denen sie im Rahmen 

eines Meldeverfahrens oder auf andere Weise Kenntnis erhalten und die mutmasslich strafbar sind, 

innert 24 Stunden nach Kenntniserlangung sperren oder den Zugang zu ihnen unterbinden. Die 

Anbieterinnen müssen den meldenden Nutzerinnen oder Nutzern ihre Entscheidung unverzüglich 

mitteilen, sofern deren Meldung die elektronischen Kontaktdaten enthält. 

 
2 (neu) Erhält eine Anbieterin Kenntnis von Inhalten, welche den Verdacht einer Straftat begründen 

und eine Gefahr für die psychische, physische oder sexuelle Integrität eines Kindes darstellen, so hat 

sie diesen Verdacht unverzüglich den zuständigen Strafverfolgungsbehörden mitzuteilen und bei der 

Sicherung, Sperrung und Löschung der Inhalte mit diesen zu kooperieren. 
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3 (neu) Handelt es sich bei den Verdachtsfällen um Inhalte mit pornografischem Inhalt nach Artikel 197 

Absätze 4 und 5 des Strafgesetzbuchs, so sind Anbieterinnen verpflichtet, mit den 

Strafverfolgungsbehörden oder von Dritten betriebenen Meldestellen zusammenzuarbeiten. Die 

Anbieterinnen stellen mit angemessenen technischen und organisatorischen Massnahmen sicher, dass 

gemeldete Inhalte ausschliesslich durch die Strafverfolgungsbehörden oder allenfalls designierten 

Meldestellen eingesehen werden können. 

 
4 (neu) Anbieterinnen nehmen keine eigenständige Sichtung oder Triage mutmasslich pädokrimineller 

Inhalte vor. Die Sichtung und Triage der gemeldeten Inhalte obliegt den zuständigen 

Strafverfolgungsbehörden oder allenfalls designierten Meldestellen. 

 
5 (neu) Der Bundesrat erlässt Vorschriften, welche die sichere technische Übermittlung, Verarbeitung 

und Dokumentation der Meldungen von Inhalten nach Art. 197 Abs. 4 und 5 StGB sowie die 

Zusammenarbeit der Anbieterinnen mit einer von Dritten betriebenen Meldestelle, den 

Strafverfolgungsbehörden und Organisationen im Ausland regeln. 

 
6(neu) Der Bund kann mit einer von Dritten betriebenen Meldestelle, zusammenarbeiten. Er 

gewährleistet die Unabhängigkeit der Meldestelle, soweit sie im Meldeprozess einen Auftrag 

wahrnimmt. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten.»1 

 

 

Art. 7 Internes Beschwerdeverfahren 

Die SAJV unterstützt ausdrücklich die Pflicht zur Einrichtung eines kostenlosen internen 

Beschwerdeverfahrens.  

Kritisch beurteilt die SAJV hingegen die unbestimmte Formulierung der Bearbeitungsfrist. Der Begriff 

„zeitnah“ schafft keine Rechtssicherheit und birgt wiederum das Risiko, dass Beschwerden über längere 

Zeit unbehandelt bleiben, was bei jungen Menschen ein Gefühl fehlender Fairness und 

Handlungsunfähigkeit auslösen kann. Auch hier schlagen wir die Einführung einer verbindlicheren Frist 

vor. 

 

 

Art. 11 Zulassung 

Die aussergerichtliche Streitbeilegungsstelle muss über ein fundiertes, interdisziplinäres und auch 

medienpädagogisches Fachwissen verfügen oder ebenjenes in begründeten Fällen konsultieren, um 

insbesondere den Schutz von Kindern, Jugendlichen und anderen vulnerablen Gruppen wirksam 

sicherzustellen.  

 

 
1 Vgl. Art. 46 FMG 
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Art. 14 Sorgfaltspflicht 

Die SAJV befürwortet die Bestimmungen zu leicht zugänglichen und benutzerfreundlichen Verfahren, 

die in leicht verständlicher Sprache in einer Amtssprache nach Wahl durchgeführt werden. Gleichzeitig 

sind Ergänzungen der Sorgfaltspflichten notwendig: Zum Schutz Minderjähriger vor ungeeigneten 

Inhalten sowie zur Gewährleistung ihrer Sicherheit und eines erhöhten Datenschutzes sind 

Anbieterinnen zu verpflichten, geeignete Massnahmen der Technikgestaltung umzusetzen. Dazu 

gehören insbesondere datenschutzkonforme Systeme zur Altersfeststellung und Altersverifikation als 

Voraussetzung für wirksame und altersgerechte Schutzmassnahmen. Konten von Minderjährigen sind 

standardmässig mit den höchstmöglichen Datenschutz- und Sicherheitseinstellungen auszustatten. 

Schliesslich sollen KI-Systeme nicht automatisch aktiviert sein oder müssen zumindest müssen so 

ausgestaltet werden, dass sie dem Schutzbedarf der Minderjährigen Rechnung tragen.  

 

Absatz 1 bis (neu):  

«Die Anbieterinnen sind zum Schutz Minderjähriger vor ungeeigneten Inhalten, zur Gewährleistung 

ihrer Sicherheit und des erhöhten Datenschutzes durch Technikgestaltung und Einführung von 

Altersverifizierung verpflichtet. 

 

Absatz 1ter (neu):  

Sie setzen hierfür datenschutzkonforme Systeme zur Altersfeststellung und Altersverifikation ein, die 

eine zuverlässige Prüfung des Alters ermöglichen, ohne dass mehr personenbezogene Daten 

offengelegt werden, als hierfür erforderlich ist. 

 

Absatz 1quater (neu):  

Sie haben die Konten Minderjähriger standardmässig mit den höchstmöglichen Datenschutz- und 

Sicherheitseinstellungen auszustatten. KI-Systeme dürfen für Minderjährige nicht automatisch 

aktiviert sein und müssen beim Zugang deren Entwicklungsstand berücksichtigen.» 

 

 

Artikel 15 Werbung 

Absatz 1: 

Die SAJV erachtet es als zielführend, Anbieterinnen zu verpflichten, auch 

die Werbeauftraggeber*innen respektive die Herkunft der finanziellen Mittel offenzulegen. Zudem 

sollte sich die Transparenzpflicht nicht auf klassische bezahlte Werbung beschränken, sondern auch 

kommerzielle Inhalte erfassen, die von Nutzer*innen bereitgestellt werden, insbesondere im Kontext 

von Influencer*innen-Marketing (siehe unsere Anmerkungen zu Art. 17) . 
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«Anbieterinnen von Kommunikationsplattformen oder Suchmaschinen müssen Werbung, die sie gegen 

Bezahlung oder eine ähnliche Gegenleistung verbreiten, eindeutig als «Werbung» kennzeichnen. Zudem 

haben sie offenzulegen, wer die Werbung beauftragt und finanziert hat.» 

 

Absatz 2: 

Zwecks vollständiger Transparenz ist der Zugang zu sämtlichen Parametern gemäss Absatz 2 

sicherzustellen. 

 

«Sie müssen sicherstellen, dass Nutzer*innen direkt über die Werbung leichten Zugang über sämtliche 

Parameter erhalten können, die bestimmen, welche Werbung ihnen angezeigt wird.» 

 

Absatz 3 (neu): 

Ergänzend ist ein Verbot von Tracking sowie personalisierter Werbung zu kommerziellen Zwecken 

erforderlich, mindestens für minderjähige Nutzer:innen. Kommerzielle Werbung soll nicht auf der 

Grundlage von Profiling gemäss Artikel 5 Buchstabe f DSG unter Verwendung personenbezogener Daten 

ausgespielt werden dürfen, wenn mit hinreichender Sicherheit davon auszugehen ist, dass es sich um 

eine minderjährige Nutzer:innen handelt. Nur durch diese erweiterten Transparenz- und 

Schutzanforderungen kann gewährleistet werden, dass Kinder und Jugendliche kommerzielle 

Werbeinhalte korrekt einordnen und wirksam S. 8 vor manipulativer Einflussnahme geschützt werden. 

Von diesem Verbot auszunehmen ist Werbung zu gemeinnützigen Zwecken, etwa Präventions- oder 

Aufklärungsangebote, die sich spezifisch an Minderjährige richtet. Die nähere Regelung kann der 

Bundesrat in der Verordnung festlegen. Falls kein vollständiges Verbot erfolgt, sollten zumindest 

besonders schützenswerte Personendaten (wie Religion oder sexuelle Orientierung) 

vom Profiling ausgeschlossen werden. 

 

« Werbung zu kommerziellen Zwecken basierend auf Personendaten minderjähriger Nutzerinnen und 

Nutzer (Tracking und Profiling) ist verboten. Der Bundesrat regelt Ausnahmen in der Verordnung.» 

 

 

Artikel 17 Kommerzielle Inhalte von Nutzerinnen und Nutzern 

Die SAJV fordert, dass alle Inhalte mit kommerzieller Absicht, auch Inhalte von Nutzerinnen und Nutzern, 

einer Kennzeichnungspflicht unterliegen. Für jugendliche Nutzerinnen und Nutzer kann es schwer sein, 

die kommerziellen Absichten von Influencerinnen und Influencern zu erkennen. Eine Anzeigepflicht 

ermöglicht, die kommerzielle Nutzung von Kinderbildern im Netz und die damit einhergehenden Risiken 

der Ausbeutung des Kindes, der Verletzung des Kindeswohls und der Persönlichkeitsreche des Kindes zu 

erkennen.  

 

Absatz 2 (neu): 
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«Die Anbieterinnen müssen sicherstellen, dass Inhalte nach Abs. 1 markiert werden und der 

gewerbliche Charakter des Inhalts für andere Nutzerinnen und Nutzer klar erkennbar ist.» 

 

 

Artikel 18 Empfehlungssysteme 

Die SAJV fordert, dass Anbieterinnen von Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen bei 

minderjährigen Nutzerinnen und Nutzern verpflichtet werden, ein Empfehlungssystem anzuwenden, 

welches definierte Parameter zum Jugendschutz einhält. Desweitern sollen die Anbieterinnen haftbar 

sein, wenn die Empfehlungssysteme einen Inhalt, der einen Straftatbestand erfüllt, weiterempfehlen. 

Die Einzelheiten dazu sind vom Bundesrat zu regeln.  

Verwenden Anbieterinnen von Kommunikationsplattformen oder Suchmaschinen 

Empfehlungssysteme, müssen sie auch sicherstellen, dass diese Systeme nicht nur auf Datenprofilen 

basieren, sondern auch Nutzer*innen, insbesondere Minderjährigen, Möglichkeiten bieten, die 

Funktionsweise dieser Systeme zu verstehen und zu beeinflussen. Die Anbieterinnen sind verpflichtet, 

den Nutzern transparent zu erklären, wie die Empfehlungssysteme Inhalte priorisieren, und die Nutzer 

darüber aufzuklären, welche Auswirkungen diese Algorithmen auf ihre Wahrnehmung und 

Entscheidungen haben können. Dies fördert die Medienkompetenz und das kritische Bewusstsein der 

Nutzer*innen. 

 

 

Art. 19 Transparenzbericht 

 

Ergänzung Absatz 7:  

«Soweit möglich müssen diese Daten mit den vorhandenen Daten zu Altersgruppen, Geschlecht und 

Verbindungszeiten abgeglichen werden.» 

 

 

Artikel 20 Risikobewertung 

Die SAJV unterstützt die Pflicht zu einer jährlichen Risikobewertung sehr grosser 

Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen, da sie potenzielle negative Auswirkungen auf 

öffentliche Gesundheit und Nutzerrechte systematisch analysiert. Der vorliegende Entwurf bleibt jedoch 

unvollständig, da er keine verbindliche Pflicht vorsieht, aus den identifizierten Risiken konkrete 

Risikominderungsmassnahmen abzuleiten oder umzusetzen. Wie auch im erläuternden Bericht 

festgehalten wird, regelt die Vorlage nicht, wie Anbieterinnen mit den ermittelten Risiken umzugehen 

haben. Aus Sicht von der SAJV ist dies kritisch zu beurteilen, da eine reine Risikoanalyse ohne 

anschliessende Schutzmassnahmen keinen wirksamen Schutz vor tatsächlichen oder absehbaren 

negativen Auswirkungen gewährleistet. Damit bleibt die Schweizer Regulierung deutlich hinter den 

Schutzstandards des DSA zurück, der explizit eine Verbindung zwischen Risikobewertung und 

Risikominderung vorsieht. Aus diesen Gründen schlagen wir die Ergänzung Absatz 6 (neu) vor.  
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Zudem ist die im erläuternden Bericht vorgenommene Einschränkung auf sogenannte systemische 

Risiken zu relativieren. Die Annahme, dass nur Risiken relevant seien, die eine besonders grosse Anzahl 

von Nutzer*innen betreffen, greift aus kinder- und jugendschutzrechtlicher Sicht zu kurz. So ist nicht 

primär die Anzahl der betroffenen Personen entscheidend, sondern die Schwere und Tragweite der 

jeweiligen Beeinträchtigung. Bereits einzelne, besonders gravierende Inhalte oder Mechanismen 

können erhebliche negative Auswirkungen auf die Rechte, die psychische Gesundheit und das 

Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen haben. Vor diesem Hintergrund fordert die SAJV, den 

Schutz von Minderjährigen und besonders vulnerablen Gruppen expliziter in der Risikobewertung zu 

verankern: Absatz 2 Buchstabe d (neu)  

 

Absatz 6 (neu): 

«Anbieterinnen ergreifen angemessene und wirksame Risikominderungsmassnahmen, die auf die 

ermittelten Risiken zugeschnitten sind, namentlich Massnahmen zum Schutz vor ungeeigneten 

Inhalten, zur Sicherheit und zum Datenschutz durch Technikgestaltung, und gewährleisten damit 

insbesondere den Schutz von Kindern und Jugendlichen. Die Risikominderungsmassnahmen sind im 

Transparenzbericht offenzulegen. Der Bund regelt die Einzelheiten.»  

  

Absatz 2 Buchstabe d (neu) : 

«tatsächliche oder absehbare nachteilige Auswirkungen in Bezug auf den Schutz von Minderjährigen, 

geschlechtsspezifische Gewalt sowie schwerwiegende nachteilige Folgen für das körperliche und 

geistige Wohlbefinden einer Person.»  

 

 

Artikel 24 

Entscheidend ist, dass die zugelassenen Evaluationsorganisationen nicht nur unabhängig sind, sondern 

auch über das erforderliche fachliche Know-how verfügen. Aus Sicht des Kinder- und Jugendschutzes ist 

es daher angezeigt, im Zulassungsverfahren ausdrücklich Anforderungen an ausgewiesene 

Fachkompetenz im Bereich Kinder- und Jugendschutz sowie an die Beurteilung von Risiken für 

Minderjährige vorzusehen. Nur so kann sichergestellt werden, dass die Evaluationen den besonderen 

Schutzbedürfnissen von Kindern und Jugendlichen im digitalen Raum angemessen Rechnung tragen.  

 

 

Artikel 33 

Absatz 2:  

Aus der Sicht von der SAJV ist die maximale Dauer der Einschränkung des Zugangs zum Dienst von 30 

Tagen zu kurz. Das BAKOM soll die Möglichkeit haben den Zugriff so lange einzuschränken, bis die 

festgestellte Rechtsverletzung behoben ist und Massnahmen ergriffen wurden, damit sich diese nicht 

wiederholt.  
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Artikel 34 

Insgesamt sollte die Sanktionierung besonders schwerwiegender Verstösse, wie die systematische 

Verbreitung illegaler Inhalte, bewusste Desinformation oder wiederholte Missachtung von Melde- und 

Beschwerdeverfahren, auch bei der Verfügung von Verwaltungssanktionen stärker in den Fokus 

gerückt werden, um den Schutz von Minderjährigen und anderen vulnerablen Gruppen wirksam zu 

gewährleisten.  

 

Absatz 1 Buchstabe h (neu): 

«gegen die Pflicht verstösst, festgestellte systemische Risiken mit der Umsetzung angemessener 

Massnahmen zu mindern.»  

 

 

 Art. 35 (neu) [Die Nummerierung der weiteren Artikel VE-KomPG verschiebt sich um 1]: 
 

1 Der Bund richtet einen zweckgebundenen Fonds ein, dessen Mittel durch die Sanktionsmassnahmen 

nach Artikel 34 gespeist und ausschliesslich für die Finanzierung von Präventionsmassnahmen im 

Bereich der digitalen Gefahren eingesetzt werden. Der Schwerpunkt der Mittelverwendung liegt in 

der Prävention von digitaler sexualisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen. 

2 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 

 

 

Keine Bemerkungen zu Vollzug und Schlussbestimmungen. 

 

 

Fragestellungen 

Das UVEK bittet in der Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens um Stellungnahme zum 

Meldeverfahren und zu den fehlenden Regelungen zum Kinder- und Jugendschutz. Es formuliert 

konkrete Fragen. Gerne beantworten wir diese:  

 

1) Wird die Pflicht zur Bereitstellung eines Meldeverfahrens im Grundsatz befürwortet? 
Die SAJV befürwortet grundsätzlich die Einführung eines Meldeverfahrens. Ein niederschwelliges, 

plattforminternes Verfahren stärkt die Handlungsmöglichkeiten der Nutzer*innen, erleichtert die 

Bearbeitung problematischer Inhalte und fördert Vertrauen in die Plattformen, insbesondere durch die 

Möglichkeit anonymer Meldungen. Es sollte insbesondere Kindern, Jugendlichen und anderen 

vulnerablen Gruppen ermöglicht werden, problematische und mutmaßlich rechtswidrige Inhalte direkt 

zu melden, ohne den Rechtsweg beschreiten zu müssen. Dabei muss das Meldeverfahren praktikabel 

gestaltet werden, klare Bearbeitungsfristen enthalten und bei besonders gefährlichen Inhalten 
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Mechanismen wie "Trusted Flaggers" zur Beschleunigung der Prüfung vorsehen, um einen wirksamen 

Schutz vor schädigenden Inhalten zu gewährleisten.  

 

 

2) Soll das Meldeverfahren auf die in der Vorlage aufgeführten Tatbestände beschränkt bleiben, 

soll es reduziert oder gestrichen werden oder soll es umgekehrt auf alle rechtswidrigen Inhalte 

bzw. auf bestimmte rechtswidrige Inhalte ausgeweitet werden?  

Nein. Die SAJV unterstützt die abschliessende Aufzählung unter Artikel 4 des Vorentwurfs 

zum KomPG nicht. Insbesondere ist für die SAJV nicht nachvollziehbar, weshalb der Straftatbestand der 

verbotenen Pornografie (Art. 197 StGB) sowie andere strafbare Handlungen gegen die physische, 

psychische oder sexuelle Integrität eines Kindes nicht aufgeführt werden, obschon diese ihren Ursprung 

nachweislich oft auf digitalen Kommunikationsplattformen haben. In jedem begründeten Verdacht auf 

eine Straftat gegen die physische, psychische oder sexuelle Integrität eines Kindes soll gemeldet und mit 

geeigneten Massnahmen wie dem Blockieren der relevanten Inhalte dagegen vorgegangen werden. 

Die SAJV fordert deshalb, dass das Meldeverfahren auf alle mutmasslich rechtswidrigen Inhalte 

Anwendung findet, analog zu den geltenden Vorgaben des Digital Services Acts in der EU. Insbesondere 

muss das Meldeverfahren unbedingt Anwendung finden auf folgende Straftatbestände: 

- Identitätsmissbrauch (Art. 179 decies StGB) 

- Sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 187 StGB) 

- Verbotene Pornografie (Art. 197 StGB) 

- Unbefugtes Weiterleiten von nicht öffentlichen sexuellen Inhalten (Art. 197a StGB) 

- Sexuelle Belästigung (Art. 198 StGB) 

 
Die EU und die USA haben dies erkannt und in den jeweiligen Regulierungen von Anbieterinnen 

Meldeverfahren und Meldepflichten definiert2. Die schweizerischen Strafverfolgungsbehörden sind 

hingegen abhängig von ausländischen Meldestellen wie dem amerikanischen NCMEC, um an 

Informationen über hier verbreitetes und gespeichertes pädokriminelles Material zu gelangen. Bis eine 

bei NCMEC eingegangene Meldung die zuständige Strafverfolgungsbehörde in der Schweiz erreicht, 

vergeht viel Zeit, während welcher das Material ungehindert weiterverbreitet wird. Mit einer 

Ausweitung des Meldeverfahrens im KomPG könnte dieser Weg deutlich verkürzt und die Abhängigkeit 

von ausländischen Stellen im Kampf gegen Cyberpädokriminalität geschmälert werden. 

 

 

3) Würden Sie eine Pflicht der geregelten Dienste zur Ergreifung von geeigneten und 

verhältnismässigen Massnahmen, um für ein hohes Mass an Privatsphäre, Sicherheit und 

Schutz von Minderjährigen zu sorgen, im Grundsatz begrüssen? 

 
2 In der EU: Verordnung (EU) 2022/2065 des europäischen Parlaments und des Rates über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur 

Änderung der Richtlinie 2000/32/EG. 
In den USA: 18 U.S. Code § 2258A, sowie Präzisierungen im Report Act (2024) 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022R2065
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022R2065
https://www.govinfo.gov/app/details/USCODE-2011-title18/USCODE-2011-title18-partI-chap110-sec2258A
https://www.congress.gov/bill/118th-congress/senate-bill/474
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Ja. Wie in unseren Stellungnahmen zu den einzelnen Bestimmungen ausgeführt, befürworten wir eine 

gesetzliche Pflicht der Dienste zur Ergreifung geeigneter und verhältnismässiger Massnahmen, um ein 

hohes Mass an Privatsphäre, Sicherheit und Schutz von Minderjährigen zu gewährleisten. Digitale 

Plattformen tragen kommerziellen Nutzen aus der Nutzung durch Kinder und Jugendliche und müssen 

daher Verantwortung übernehmen, um das Online-Umfeld dieser Altersgruppen sicher zu gestalten. 

 

 

4) Sollten Sie eine solche Pflicht begrüssen, welche der folgenden Massnahmen würden Sie 

priorisieren? 

Aus Sicht von der SAJV sind zur Sicherstellung eines wirksamen Kinder- und Jugendschutzes sämtliche 

aufgeführten Massnahmen notwendig, weshalb wir keine Priorisierung vornehmen. Neben diesen 

regulatorischen Maßnahmen ist es jedoch ebenso wichtig, dass Jugendliche die notwendige 

Risikokompetenz entwickeln, um sicher und selbstbestimmt im digitalen Raum zu agieren. Die 

Förderung von Medienkompetenz spielt dabei eine Schlüsselrolle. Jugendliche sollten befähigt werden, 

digitale Inhalte zu hinterfragen, Risiken zu erkennen und informierte Entscheidungen zu treffen. Dies 

umfasst auch die Fähigkeit, potenziell schädliche oder falsche Inhalte zu identifizieren und 

verantwortungsvoll mit den eigenen Daten umzugehen. Die SAJV setzt sich daher dafür ein, dass diese 

Kompetenzentwicklung parallel zu den gesetzgeberischen Maßnahmen zur Plattformregulierung 

verstärkt gefördert wird, um den langfristigen Schutz der Jugendlichen zu gewährleisten. notwendig, 

weshalb wir keine Priorisierung vornehmen. Das andere große Problem ist die digitale Sucht. Die SAJV 

ist der Meinung, dass algorithmisches Profiling besonders schädlich für die kognitive Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen ist. Diese Plattformen müssen den Nutzern mindestens eine Option für ein 

alternatives Empfehlungssystem (oder „Feed“) anbieten, das nicht auf 

algorithmischem Profiling basiert, sondern auf zuvor festgelegten Präferenzen. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen, 

 

     

 

Niklas Tiemann    Jan Burckhardt 

Koordinator Politik    President 


